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Hitlergrüße  auf  dem  Schulhof,  Nazi-Parolen  und  Beleidigungen  gegen
migrantisierte  Mitschüler_Innen.  All  das  ist  laut  den  Aussagen  von  zwei
Lehrkräften Alltag an einer  Schule  im brandenburgischen Buch.  Um auf
diese  und  weitere  rechtsextreme  Vorfälle  aufmerksam  zu  machen,
veröffentlichten sie diese im April in einem offenen Brief und hofften auf
Unterstützung im Kampf gegen rechte Gewalt an Schulen. Passiert ist das
Gegenteil: Kolleg_Innen grüßen sie nicht mehr, Sticker mit ihren Gesichtern
und der Aufschrift „Verpisst euch nach Berlin“ kleben im ganzen Ort, auf
Instagram  wird  zur  Jagd  auf  die  beiden  aufgerufen  und  das  Schulamt
verbietet ihnen, über interne Details der Schule zu sprechen. Letztendlich
haben sich die beiden Lehrkräfte an andere Schulen versetzen lassen.

Das Problem ist klar: Schüler_Innen äußern rechtsextreme Aussagen, doch
die  Schule  schaut  weg.  Wenn sich  einzelne  Lehrer_Innen dagegen stark
machen, werden sie alleine gelassen und müssen aus Angst sogar die Schule
verlassen. Kolleg_Innen befürchten, selbst angefeindet zu werden, die Schule
bangt um ihren Ruf und mit den Schüler_Innen, die sich dagegen stellen,
redet sowieso niemand. Dieses Muster ist kein reines Problem Brandenburgs,
sondern  zeigt  sich  in  ganz  Deutschland,  wie  aus  zahlreichen
Solidarisierungsschreiben  anderer  Lehrkräfte  aus  dem  Bundesgebiet
hervorgeht.

Rechtsruck & Jugendliche
So schockierend diese Vorfälle sind, so sind sie in Zeiten des internationalen
Rechtsrucks  doch  nicht  überraschend.  Während  die  AfD  ihr  absolutes
Umfragehoch erreicht, zum ersten Mal einen Landrat stellt und bürgerliche
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Parteien wie die CDU einfach mit nach rechts gehen, um diese Wähler_Innen
zurück zu holen, schafft es die Ampelregierung nicht, ein Sozialprogramm
gegen die Auswirkungen der Krise auf den Weg zu bringen und beteiligt sich
an  menschenverachtenden  Asylrechtsreformen.  Diese  Entwicklungen  und
den Frust der betroffenen Menschen bekommen wir alle zu spüren, ob beim
Abendessen mit unseren Eltern, in den Medien oder auf dem Schulhof. Auch
wir Jugendliche schauen derzeit in eine eher düstere Zukunft: Wir sollen
unbezahlte Praktika und soziale Pflichtjahre leisten, wissen nicht ob wir uns
nach der Schule noch eine eigene Wohnung leisten können und sind schon
jetzt mit den verheerenden Konsequenzen des Klimawandels konfrontiert,
gegen den die  Regierung nichts  unternimmt.  Da es  darauf  aktuell  keine
stabile linke Antwort zu geben scheint, ist es also nicht verwunderlich, dass
die AfD und andere rechte Kräfte es schaffen,  mit  ihren verkürzten und
simpel  erscheinenden  Forderungen  auch  Jugendliche  abzuholen.  Das
Resultat  davon sehen wir  dann logischerweise  auch an  Schulen  als  den
Orten, an denen wir uns täglich aufhalten und sozial verankert sind.

Warum gerade an der Schule aktiv werden?
Und  gerade  deshalb  dürfen  wir  den  Rechten  nicht  unsere  Schulen
überlassen!  Wir  verbringen  mindestens  9-10  Jahre  unseres  Lebens  hier,
legen  Prüfungen  ab,  die  für  unser  weiteres  Leben  entscheidend  sind,
sammeln  Erfahrungen,  lernen  und treffen  unsere  Freund_Innen.  Deshalb
muss die Schule ein Ort sein, an dem alle Schüler_Innen sicher sind und
diskriminierende Aussagen nicht toleriert werden. Doch wie können wir das
erreichen? Erst  einmal  ist  es  wichtig,  dass wir  uns nicht  mehr erzählen
lassen, die Schule sei ein unpolitischer Ort. Dieses Argument wird vor allem
seit den Fridays For Future-Streiks gerne benutzt, um politischen Aktivismus
an  der  Schule  zu  verhindern.  Tatsächlich  ist  aber  so  ziemlich  alles  an
unseren Schulen politisch, von den Inhalten, die wir lernen, über die Größe
unserer Klassen, bis hin zur Frage des Streikrechts von Schüler_Innen. Und
eine  Sache  haben  all  diese  Fragen  gemeinsam:  Wir  haben  dabei  nicht
mitzureden. Um uns optimal auf unsere Ausbeutung auf dem kapitalistischen
Arbeitsmarkt vorzubereiten, sollen wir möglichst brav und folgsam sein, der
Prüfungsstress gewöhnt uns schonmal an den Leistungsdruck im Beruf, wir



hinterfragen  die  Anweisungen  unserer  Lehrer_Innen  nicht  und  haben
meistens keine Ahnung, wie wir daran etwas ändern können. Quasi perfekte
Arbeitskräfte. Die Schule stützt damit also die herrschenden Verhältnisse,
denn wenn ich mich neutral verhalte, akzeptiere ich die Welt so, wie sie
aktuell ist. Schlimmer noch: Ich überlasse denen das Feld, die nicht neutral
sind – aktuell  also der AfD und anderen rechten Kräften.  Deshalb ist  es
wichtig,  dass wir politische Räume in der Schule schaffen,  in denen wir
gegen Diskriminierung und für unsere Mitbestimmung kämpfen. Sowas kann
zum Beispiel  in Form von Schüler_Innenkomitees erreicht werden. Damit
könnt  ihr  eine  erste  Anlaufstelle  für  eure  Mitschüler_Innen  sein,  die
diskriminierendes Verhalten erlebt oder beobachtet haben. In Ergänzung zu
den Schüler_Innenvertretungen seid ihr hier unabhängig und habt die volle
Freiheit über die Aktionen, die ihr organisieren wollt. Alle Mitglieder der
Komitees können also demokratisch entscheiden, was als nächstes zu tun ist:
Infoflyer,  Diskussionsveranstaltungen,  Kunstaktionen,  Kundgebungen  oder
Besetzungen sind nur einige Beispiele. Um an eurer Schule möglichst viele
Mitschüler_Innen auf Probleme aufmerksam zu machen, habt ihr das Recht,
gemeinsam mit eurer SV eine Vollversammlung einzuberufen. Hierfür muss
der  Unterricht  unterbrochen  werden  und  allen  Schüler_Innen  muss  es
ermöglicht werden, an dieser teilzunehmen. Fordert auch eure Freund_Innen
an anderen Schulen auf, eurem Beispiel zu folgen, um euch zu vernetzen und
schulübergreifende Aktionen zu organisieren.

Schüler_Innen  und  Lehrer_Innen  gemeinsam
in die Offensive!
Unter Rassismus, Sexismus und fehlender Mitbestimmung leiden aber nicht
nur  wir  Schüler_Innen,  sondern,  wie  wir  gesehen  haben,  auch  unsere
Lehrkräfte. Deshalb müssen wir sie in unsere Aktionen miteinbeziehen und
uns mit ihnen solidarisieren, wenn sie auf Missstände aufmerksam machen.
Gemeinsam müssen wir die Kontrolle über die Lehrpläne einfordern, um über
die Fragen zu sprechen, die uns wichtig sind, bevor es die Rechten tun. Wir
müssen im Politikunterricht über kapitalistische Ausbeutung, Imperialismus,
Kolonialismus und das Massensterben im Mittelmeer sprechen, um nicht auf
die  menschenverachtende  Hetze  gegen Geflüchtete  hereinzufallen.  Unser



Geschichtsunterricht muss aufzeigen, warum eine Auseinandersetzung mit
der  Shoa  auch  heute  noch  relevant  ist  und  der  Biologieunterricht  muss
zeitgemäß und an unserer Lebensrealität orientiert sein. Um all diese Dinge
behandeln  und  lernen  zu  können,  braucht  es  Zeit  zum Diskutieren  und
Fragen stellen und deshalb auch kleinere Klassen, in denen jede_r Schüler_In
den Raum dazu hat. Kleinere Klassen bedeuten mehr Lehrkräfte und mehr
Geld für Schulen. Für die Interessen unserer Lehrer_Innen einstehen, heißt
also letztendlich auch, für unsere Interessen als Schüler_Innen einzustehen.
Wir müssen den Kampf im öffentlichen Dienst  –  also Streikaktionen und
Demos – mit Schüler_Innenkontingenten unterstützen, um eine massenhafte
und kämpferische Bildungsbewegung aufzubauen.
Wir müssen Vernetzungs-  und Aktionsstrukturen mit  den Gewerkschaften
und  anderen  gesellschaftlichen  Gruppen  (bsp.  Arbeitsloseninitiativen,
Migrant_Innenorganisationen,  Sozialforen,  Antifa-Gruppen  usw.)  und
antirassistischen  Bewegungen  auf  der  Straße  aufbauen.  Die
Schüler_Innenbewegung  kann  nur  im  gemeinsamen  Kampf  mit  anderen
Unterdrückten  erfolgreich  sein  gegen  Rassismus,  Sexismus  und
Kapitalismus.


